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 Wichtigste gesetzliche 
Neuerungen im Bereich Steuern 
Neues zur Körperschaftsteuer 
 
Überarbeitung der Bestimmungen über die An-
wendung des 5-Prozent-Satzes 

Am 1. Januar 2021 trat eine Änderung des Körper-
schaftssteuergesetzes (nachfolgend KStG) in 
Kraft, die den Anwendungsbereich des begünstig-
ten Körperschaftssteuersatzes von 5 Prozent ein-
schränkt. Bei der Berechnung der Körperschafts-
steuer für das Jahr 2021 und die Folgejahre wird 
der Vorzugstarif nur noch für verbundene Unter-
nehmen gelten, die keinen der folgenden Schwel-
lenwerte gemäß Artikel 5 Absatz 3 des KStG über-
schreiten: Jahresumsatz von mehr als 300.000 
Euro oder durchschnittliche Zahl der Be-
schäftigten von mehr als 10. Zuvor wurden diese 
Bedingungen durch das Wort „und” getrennt, so 
dass die Vergünstigung enger gefasst ist und einer 
geringeren Zahl von Steuerpflichtigen zugute-
kommt. 

 
 

Bis 2021 konnten verbundene Unternehmen den 
Vorzugstarif auch dann anwenden, wenn die 
Gesamteinnahmen der verschiedenen verbun-
denen Unternehmen 300.000 überstiegen, die 
Gesamtzahl der Beschäftigten aber weniger als 10 
betrug. 

Das Originalgesetz zur Änderung des KStG kann 
hier eingesehen werden. 

20 jährige Körperschaftsteuerentlastung bei der 
Entwicklung der Großprojekte 

Am 30. Juni 2020 verabschiedete der Seimas (das 
litauische Parlament) der Republik Litauen Ände-

rungen des Körperschaftssteuergesetzes, mit de-
nen eine Körperschaftssteuervergünstigung für 
Großinvestoren in Litauen eingeführt wurde. 

 

 
 

Investoren können ab 2021 für 20 Jahre von der 
Körperschaftssteuer befreit werden, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
 
– Die juristische Person hat mit dem Ministerium 

für Wirtschaft und Innovation eine Vereinbarung 
über Großprojektinvestitionen geschlossen; 

– Der Vertrag wird vom 1. Januar 2021 bis zum 
31. Dezember 2025 geschlossen und unter-
zeichnet; 

– Ein Unternehmen, das in Vilnius und dem Bezirk 
Vilnius tätig ist, hat eine Investition von 30 Mio. 
Euro und eine durchschnittliche Mitarbeiterzahl 
von über 200, verglichen mit 20 Mio. Euro 
Investition und 150 Mitarbeitern im Rest des 
Landes; 

– 75 Prozent der Einkünfte stammen aus der Da-
tenverarbeitung, Webserverdiensten (Hosting) 
und damit verbundenen Tätigkeiten oder aus der 
Produktion, und zwar nur für die Einkünfte der 
juristischen Person aus einem Großprojekt. 

 
Die Steuervergünstigung würde ab dem Steuerzeit-
raum gelten, in dem dieser Investitionsbetrag und 
die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten er-
reicht werden. 

Am 6. Mai 2021 veröffentlichte das 
staatliche Steueramt (im Folgenden: StA) die Be-
dingungen und Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme dieser Vergünstigung, die sich auf 
folgende Punkte beziehen: 

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/457548d2396011eb8c97e01ffe050e1c?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=3a64f9ad-0a4c-4bab-9d85-08a9ac471848
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– den Beginn und das Ende der Anwendung der 
Befreiung; 

– die Trennung von Erträgen und Aufwendungen 
für die Berechnung der Kapitalanlage von ande-
ren Tätigkeiten; 

– Abzug von Verlusten; 
– Sonstiges. 

 
Die Befreiung von der Körperschaftssteuer für in 
der Sonderwirtschaftszone niedergelassene Un-
ternehmen (0 Prozent Körperschaftssteuer für 10 
Jahre, 7,5 Prozent für die nächsten 6 Jahre) bleibt 
in Kraft, so dass das Inkrafttreten dieser Befreiung 
außerhalb der Sonderwirtschaftszone die Möglich-
keiten für Investoren erweitern wird. 
 

 
 

Im Falle von Private-Equity-Investitionen muss si-
chergestellt werden, dass die Erleichterung in dem 
Maße gewährt wird, wie sie mit den Rechtsvor-
schriften der Europäischen Union über staatliche 
Beihilfen vereinbar ist. 

Zusammen mit der Änderung des 
Körperschaftssteuergesetzes wurden Änderungen 
des Investitionsgesetzes, des Raumplanungsge-
setzes, des Beschäftigungsgesetzes, des Grund-
stücksgesetzes, des Gesetzes über den Rechtssta-
tus von Ausländern und des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung geplanter wirtschaftli-
cher Aktivitäten verabschiedet, um die Anziehung 
großer Investitionen in Litauen zu fördern.  

Für weitere Informationen klicken Sie 
bitte hier. 

Die ursprünglichen Rechtsvorschriften 
sind hier und hier zu finden. 

Die Erläuterung des StA finden Sie hier. 
 
Ausgaben von Unternehmen für Verpflegung und 
Fahrtkosten von Arbeitnehmern zur Arbeit – zuläs-
sige Abzüge 

 
Am 6. Oktober 2021 hat das Steueramt (StA) eine 
Mitteilung veröffentlicht, in der es heißt, dass von 
nun an die Ausgaben eines Unternehmens für die 

Verpflegung und den Transport seiner Mitarbeiter 
zur Arbeit abzugsfähig sind, solange sich das Land 
wegen der Gefahr der Ausbreitung von Covid-19 im 
Ausnahmezustand befindet. Zuvor galt dies 
Bestimmung nur während der Quarantäne. 

In der Bekanntmachung des StA heißt 
es, dass in Fällen, wo im Land der Notstand ausge-
rufen wurde, währenddessen eine Sonderregelung 
oder Beschränkungen für die Tätigkeit eines Un-
ternehmens verhängt wurden und die Arbeitneh-
mer des Unternehmens keine Möglichkeit haben, 
eine Mittagsmahlzeit einzunehmen, oder wenn ihre 
Mahlzeiten vom Unternehmen organisiert werden, 
eine derartige Verpflegung ein objektiv bedingtes 
Erfordernis darstellt. 

Ebenso liegt kein Sacheinkommen vor, 
wenn ein Unternehmen die Kosten für die 
Beförderung, die Anmietung von Taxis oder Bussen 
übernimmt, um die Ankunft von Arbeitnehmern an 
ihrem Arbeitsplatz zu organisieren, wenn diese 
nicht in der Lage sind, ihre Arbeitsaufgaben aus 
der Ferne zu erledigen. 
 

  
 
Die Entscheidung stützte sich auf die Tatsache, 
dass diese Kosten dem Unternehmen zu seinem ei-
genen Nutzen und nicht zum Nutzen des Arbeit-
nehmers entstehen und daher als notwendige Aus-
gaben für die Sicherheit am Arbeitsplatz und den 
Schutz der Arbeitnehmer zum Abzug zugelassen 
werden können. 

Der Ansatz des Steueramtes deutet auf 
einen etwas liberaleren Ansatz bei Sacheinkünften 
bzw. zulässigen Abzügen aus Unternehmenssicht 
hin. Wir empfehlen Unternehmen, die seit der 
Pandemie erhebliche Kosten für Sacheinkünfte 
hatten, diese Kosten zu überprüfen und als Kosten 
anzuerkennen, die zu ihrem eigenen Nutzen und 
nicht zum Nutzen ihrer Mitarbeiter entstanden 
sind. 

Die Bekanntmachung des StA finden 
Sie hier. 
 

mailto:mantas.malisauskas@roedl.com
https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/33044200bd2811eab9d9cd0c85e0b745
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/044743b4b16311eba6328c92adabc234?positionInSearchResults=2&searchModelUUID=a0b07ea8-95ec-4765-a204-8a9301f9b087
https://www.vmi.lt/evmi/en/-/d-c4-97l-lietuvos-respublikos-pelno-mokes-c4-8dio-c4-afstatymo-2-straipsnio-41-punkto-pakeitimo-ir-58-straipsnio-162-ir-163-punkt-c5-b3-apibendrinto-?redirect=%2Fevmi%2F
https://www.vmi.lt/evmi/en/-/d-c4-97l-darbuotoj-c5-b3-maitinimo-ir-pave-c5-be-c4-97jimo-c4-af-darb-c4-85-i-c5-a1laid-c5-b3-priskyrimo-leid-c5-beiamiems-atskaitymams-paskelbus-val?redirect=%2Fevmi%2F
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 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Neues zur Einkommensteuer 
 
Einkommensteuererleichterung für Arbeitnehmer-
leistungen bei Optionsgeschäften 

Das StA hat eine allgemeine Erläuterung zu Artikel 
17 Absatz 1 Ziffer 58 des Einkommensteuergeset-
zes (nachstehend „EStG” genannt) bezüglich der 
Besteuerung von Aktien, die im Rahmen von Opti-
onsgeschäften (nachstehend „Optionen” genannt) 
unentgeltlich oder zu einem Vorzugspreis an Ar-
beitnehmer übertragen werden, erstellt.  

 
Hier sind die wichtigsten Aspekte: 
– Die Ausübung eines Optionsvertrags und der Er-

halt von Aktien unentgeltlich oder zu einem Vor-
zugspreis führt zu Sacheinkünften. Werden Ak-
tien unentgeltlich erworben, entspricht der er-
haltene Vorteil dem Marktwert der Aktien zum 
Zeitpunkt des Erwerbs. Werden Aktien zu einem 
Vorzugspreis erworben, wird der Vorteil als Dif-
ferenz zwischen dem tatsächlichen Marktpreis 
der Aktie (zum Zeitpunkt des Erwerbs) und dem 
Vorzugspreis, den der Arbeitnehmer tatsächlich 
für die Aktie gezahlt hat, berechnet.  

– Zu den einkommensteuerfreien Einkünften ge-
hört ein Vorteil, den ein Arbeitnehmer von sei-
nem Arbeitgeber (oder einer mit dem Arbeitge-
ber verbundenen Person) durch den Erwerb von 
Aktien ohne Gegenleistung oder zu einem Vor-
zugspreis erhält, wenn die Aktien im Rahmen ei-
ner Optionsvereinbarung und nicht früher als 
drei Jahre nach Abschluss der Optionsvereinba-
rung erworben wurden.  

– Das Dokument, das eine Option belegt, ist ein 
schriftliches Dokument, das die Transaktion be-
stätigt, z. B. eine Vereinbarung, eine dem Arbeit-
nehmer ausgestellte Bescheinigung. 

– Der Zeitpunkt, zu dem die Einkünfte erzielt wer-
den, ist der Tag der Ausübung der Option (Er-
werb der Aktien).  

– Die Erleichterung gilt für Einkünfte aus Options-
verträgen, die vor dem 1. Februar 2020 abge-
schlossen wurden, so dass die Erleichterung frü-
hestens am 2. Februar 2023 in Anspruch genom-
men werden kann. 

– Die Einkommensteuererleichterung für Arbeit-
nehmer ist nicht anwendbar, wenn der Geber der 
Sacheinkünfte zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Option nicht der Arbeitgeber der betreffenden 
Person oder eine mit ihm verbundene Person ist. 

Beim Abschluss von Optionsverträgen 
können viele Fragen entstehen, wie z. B.: 

 
– die Wahl des Optionsgebers (d. h. ob es besser 

ist, die Optionen über eine litauische Einheit zu 

gewähren oder die Vorteile einer Beteiligung im 
Ausland zu nutzen); 

– die Preisgestaltung von Aktien; 
Ausübung einer Option vor dem Fälligkeitsda-
tum, usw. 

 
Wir empfehlen Ihnen daher, einen Steueranwalt zu 
konsultieren, bevor Sie eine solche Anreizmaß-
nahme für Ihre Mitarbeiter durchführen.  

Der vollständige Beitrag ist hier zu fin-
den. 

Geplante Änderungen des monatlichen Mindest-
lohns und des steuerfreien Einkommens ab 2022 

Im September 2021 wurde die jüngste Regierungs-
verordnung über den monatlichen Mindestlohn 
(„MML”) für 2022 verabschiedet. Nach der Verab-
schiedung dieses Beschlusses durch den Seimas 
dürfte das MML ab 2022 auf 730 Euro steigen.   

Außerdem wurde im Oktober 2021 ein 
Entwurf zur Änderung des Gesetzes registriert, der 
eine Erhöhung des steuerfreien Einkommenssat-
zes („SFES”) auf 460 Euro pro Monat vorsieht.  

Nachstehend finden Sie eine 
Vergleichstabelle mit dem Jahr 2021. 
 

 2021 
2022 
(Entwurf) 

Differenz 

MML 642 730 88 

SFES 400 460 60 

ESt 20% 48,4 54 5,6 

GSV* und 
GKV** 
19,5% 

125,19 142,35 17,16 

Insgesamt 
abgezogen 

173,59 196,35 22,76 

Ausgezahlt 468,41 533,65 65,24 

GSV 1,77% 11,36 12,92 1,56 

Preis des 
Arbeits-
platzes 

653,36 742,92 89,56 

 
Das MML-Gesetz kann hier eingesehen werden, 
der Entwurf zur Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes kann hier. 
 
* GSV - gesetzliche Sozialversicherung 
** GKV - gesetzliche Krankenversicherung 

https://www.vmi.lt/evmi/en/-/d-c4-97l-gyventoj-c5-b3-pajam-c5-b3-mokes-c4-8dio-c4-afstatymo-17-straipsnio-1-dalies-58-punkto-apibendrinto-paai-c5-a1kinimo-komentaro-?redirect=%2Fevmi%2Fmokesciu-naujienos
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAP/f78ed75010a311ecb4af84e751d2e0c9?jfwid=170wd4v1jm
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAP/0f5ca3c02cf211ec99bbc1b08701c7f8
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 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Neues zur Umsatzsteuer

E-Commerce-Paket und wichtige Änderungen bei 
der Umsatzsteuer 

One-Stop-Shop-System 
 
Die One-Stop-Shop-Erklärungsregelung (OSS), 
nach der elektronische Verkäufer (z. B. über das In-
ternet) Lieferungen von Gegenständen an Käufer 
in einem anderen EU-Land bei einer einzigen Steu-
erbehörde erklären können, ist am 1. Juli 2021 in 
Kraft getreten und wird bereits seit einiger Zeit an-
gewandt. 
 

 
 

Das Hauptprinzip der OSS-Regelung besteht darin, 
dass der Verkäufer beim Verkauf von Waren oder 
Dienstleistungen den im Land der Niederlassung 
des Käufers (natürliche Person) geltenden 
Umsatzsteuersatz auf den Verkauf der Waren oder 
Dienstleistungen anwenden muss (bei einem 
Gesamtumsatz von mindestens 10.000 Euro) und 
die Umsatzsteuer an die örtlichen Steuerbehörden 
abführen muss. Nachdem die örtliche Steuer-
behörde die ausländische Umsatzsteuer vom 
Unternehmer eingezogen hat, führt sie diese an die 
Steuerbehörde des Landes ab, in dem der Käufer 
ansässig ist.  

Somit sind Personen, die das OSS-Sys-
tem nutzen, nicht mehr verpflichtet, sich in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten für MwSt-Zwecke re-
gistrieren zu lassen.  

Es ist wichtig zu beachten, dass Fern-
verkäufe und der Verkauf von elektronischen 
Dienstleistungen (z. B. der Verkauf von mobilen 
Apps) dem Erfordernis einer ausländischen Um-
satzsteuerregistrierung und der 10.000-Euro-Brut-
to-Umsatzregel unterliegen. 

Die Unternehmen sehen sich jedoch 
häufig mit verschiedenen Problemen im Zusam-
menhang mit OSS konfrontiert, wie z. B: 

 
– Was ist, wenn Sie sich nicht bei der OSS regis-

triert haben und in Litauen weiterhin Umsatz-
steuer auf Verkäufe ins Ausland berechnen?  

– Was ist bei der Anwendung eines falschen Sat-
zes zu tun?  

– Welche Risiken bestehen, wenn die Umsatz-
steuer in Litauen weiterhin oder überhaupt nicht 
erhoben wird (z. B. unterhalb des Schwellen-
werts von 45.000 Euro)? 

 
Wenn Sie Fragen haben, zögern Sie bitte nicht, uns 
unter den nachstehenden Kontaktangaben zu er-
reichen. 

Das Original des Gesetzes finden Sie 
hier. 

Verpflichtung zur Führung von Buchhaltungsun-
terlagen für in Litauen registrierte OSS-Nutzer 

Am 1. Juli 2021 trat eine Verordnung des Steueram-
tes über die Buchführung im Zusammenhang mit 
OSS in Kraft. Gemäß der Verordnung sind Unter-
nehmen, die sich im OSS-System in Litauen regis-
triert haben, verpflichtet, Aufzeichnungen über die 
Lieferungen zu erstellen und 10 Jahre lang aufzu-
bewahren. Die Verpflichtung ergibt sich daraus, 
dass juristische Personen, die das OSS-System 
nutzen, nicht mehr verpflichtet sind, Rechnungen 
für Mehrwertsteuerzwecke auszustellen.  

Die Buchhaltungsunterlagen können in 
einer Buchhaltungssoftware erstellt oder in einer 
Textdatei im offenen Format (z. B. Excel) gespei-
chert werden. Das Buchhaltungsbuch muss 
Folgendes enthalten: 
 
– die Angabe des Verbrauchsmitgliedstaats, in 

dem die Dienstleistungen oder Gegenstände 
erbracht werden; 

– die Art der erbrachten Dienstleistungen oder ge-
lieferten Gegenstände und die Menge; 

– Datum der Erbringung der Dienstleistungen oder 
der Lieferung von Gegenständen; 

– den steuerpflichtigen Wert der erbrachten 
Dienstleistungen oder gelieferten Gegenstände 
unter Angabe der verwendeten Währung; 

– jede spätere Erhöhung oder Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage, die nach dem Be-
steuerungszeitpunkt der Dienstleistung oder der 
Lieferung von Gegenständen eintritt; 

– den auf die erbrachten Dienstleistungen oder 
gelieferten Gegenstände anwendbaren Umsatz-
steuersatz; 

– den Betrag der zu zahlenden Umsatzsteuer unter 
Angabe der verwendeten Währung; 

https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/eafca1c025b711eb932eb1ed7f923910
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– Datum und Betrag der eingegangenen Zahlun-
gen; 

– alle Zahlungen (Vorschüsse), die im Voraus für 
die Erbringung von Dienstleistungen oder die 
Lieferung von Waren erhalten wurden; 

– bei Ausstellung einer Umsatzsteuerrechnung die 
Angaben auf der Umsatzsteuerrechnung. 

 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

Die Liste der Fälle, in denen keine Umsatzsteuer-
rechnung erforderlich ist, wurde erweitert 

Am 1. Juli 2021 trat ein Regierungserlass in Kraft, 
der die Regeln für die Ausstellung und Anerken-
nung von Buchhaltungsunterlagen für Steuerzwe-
cke ändert. Mit dem Regierungserlass wird die 
Liste der Fälle erweitert, in denen die Ausstellung 
einer Mehrwertsteuerrechnung nicht obligatorisch 
ist: 
 
– Dienstleistungen (Waren) für Eigentümer von 

Wohnungen und anderen Räumlichkeiten in 
Mehrfamilienhäusern für die Umrüstung von 
Gasanlagen in Mehrfamilienhäusern (diese Än-
derung trat am 23. Juni 2021 in Kraft); 

– Der litauische Lieferant liefert Waren im Rahmen 
der EU-Regelung für den innergemeinschaftli-
chen Fernabsatz, nutzt das OSS-System und lie-
fert Waren an in anderen EU-Mitgliedstaaten an-
sässige Personen, steuerbefreite Personen usw.; 

– Litauische Umsatzsteuerrechnungen sind nicht 
erforderlich, wenn Telekommunikations-, Rund-
funk- und elektronische Dienstleistungen von 
außerhalb der EU ansässigen Telekommunikati-
ons-, Rundfunk- und elektronischen Dienstleis-
tungserbringern an litauische Nichtsteuerpflich-
tige erbracht werden, sofern die Umsatzsteuer-
rechnungen gemäß den Vorschriften des Landes 
des ausländischen Dienstleistungserbringers 
ausgestellt werden; 

– Eine litauische Umsatzsteuerrechnung ist nicht 
erforderlich, wenn ein Lieferant, der an der Re-
gelung für den Import-Fernabsatz teilnimmt 
(und im IOSS-System registriert ist), Waren an li-
tauische Verbraucher liefert und die Umsatz-
steuer gemäß den Vorschriften des Landes, in 
dem er ansässig ist, in Rechnung stellt. 

 
Den Wortlaut der Rechtsvorschriften finden Sie 
hier. 
 

 

Britische Unternehmen müssen einen Fiscal Agent 
ernennen 

Bis zum 29. Juli 2021 waren Steuerpflichtige aus 
dem Vereinigten Königreich nicht verpflichtet, ei-
nen Steuervertreter in Litauen zu benennen, da 
zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 
Kooperationsabkommen bestanden. Am 10. Juni 
2021 verabschiedete die Europäische Kommission 
den Durchführungsbeschluss (EU) 2021/942 zur 
Festlegung von Vorschriften für die Anwendung 
der Richtlinie 2006/112/EG des Rates in Bezug auf 
Drittländer, mit denen die EU Abkommen über ge-
genseitige Amtshilfe geschlossen hat. Die Regeln 
ähneln der Richtlinie 2010/24/EU des Rates und 
der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates (im 
Folgenden Beschluss). 

Gemäß dem Beschluss gilt nur das Kö-
nigreich Norwegen als an den Vorschriften über 
die gegenseitige Zusammenarbeit beteiligt, so 
dass britische Unternehmen nun verpflichtet sind, 
sich über einen benannten Steuervertreter für 
MwSt-Zwecke registrieren zu lassen oder, falls sie 
bereits registriert sind, bis Ende Oktober 2021 ei-
nen Steuervertreter zu benennen. Unternehmen, 
die keinen Steuervertreter benannt haben, werden 
ab November aus dem litauischen Umsatzsteuer-
register gestrichen, bleiben aber weiterhin umsatz-
steuerpflichtig, wenn die Umsatzsteuer anfällt. 

Die Originalmitteilung des Steueramtes 
finden Sie hier. 

Vorübergehende Ergänzungen der Anwendungen 
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes von 9 Prozent 

Der Seimas fügt vorübergehend (vom 1. Juli 2021 
bis zum 31. Dezember 2022) zusätzliche Dienstleis-
tungen hinzu, für die ein ermäßigter Umsatzsteuer-
satz von 9 Prozent gilt:  
 
– Verpflegungsdienstleistungen und Speisen zum 

Mitnehmen, die von Restaurants, Cafés und 
ähnlichen Verpflegungseinrichtungen erbracht 

https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/68318500d89311eb9f09e7df20500045
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/210d04e1d35e11eb9787d6479a2b2829?positionInSearchResults=1&searchModelUUID=6c66a49b-d23c-460e-ad47-3646ade7713b
https://www.vmi.lt/evmi/en/-/d-c4-97l-fiskalinio-agento-paskyrimo-jungtin-c4-97s-karalyst-c4-97s-apmokestinamiesiems-asmenims?redirect=%2Fevmi%2F
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werden, mit Ausnahme von alkoholischen Ge-
tränken und Dienstleistungen oder Teilen von 
Dienstleistungen, die alkoholische Getränke be-
inhalten; 

– Besuch von Kunst- und Kultureinrichtungen al-
ler Art, Kunst- und Kulturveranstaltungen, 
Sportveranstaltungen, Sportvereinen und Be-
such von anderen Einrichtungen, die ähnliche 
Dienstleistungen wie Sportvereine erbringen 
(sofern die Leistungen von juristischen Personen 
ohne Erwerbszweck gemäß Art. 23 des Umsatz-
steuergesetzes nicht der Umsatzsteuer unterlie-
gen); 

– Leistungen von darstellenden Künstlern (Schau-
spieler, Sänger, Musiker, Dirigenten, Tänzer oder 
andere Personen, die schauspielern, singen, le-
sen, vortragen oder auf andere Weise literari-
sche, künstlerische, volkstümliche Werke oder 
Zirkusnummern aufführen). 
 

Die Originalfassung der Änderung finden Sie hier. 

Neue OSS-Registrierungsregeln veröffentlicht 

Am 5. Oktober 2021 traten die Verfahren für die Re-
gistrierung als Nutzer der OSS-Sonderregelungen 
in der EU (OSS VAT), außerhalb der EU (VOES) und 
bei der Einfuhr (IOSS) sowie die Regeln für das 
Ausfüllen, die Einreichung, die Berichtigung und 
die Zahlung der Umsatzsteuererklärungen in Kraft. 
 
Mit der Verordnung werden folgende Vorschriften 
festgelegt: 
 
– Vorschriften über die Registrierung von Steuer-

pflichtigen als Nutzer von Sondersystemen des 
OSS-Systems, die Festlegung und Zuweisung 
von Umsatzsteuer-, VOES-, IOSS-Codes und 
Vermittlernummern an diese Personen. 

– Regeln für das Ausfüllen, die Einreichung, die 
Berichtigung von Umsatzsteuererklärungen und 
die Zahlung der Umsatzsteuer von 
Steuerpflichtigen, die als Nutzer und Vermittler 
von Sondersystemen des OSS-Systems 
registriert sind. 

 
Registrierung für EU- und Nicht-EU-Systeme: 
 
– Der Ausgangspunkt für die Nutzung der OSS ist 

der 1. Tag des folgenden Quartals, wenn der 
Steuerpflichtige keine Angaben zum Beginn der 
Lieferung von Gegenständen oder der Erbrin-
gung von Dienstleistungen übermittelt; 

– Sobald ein Unternehmen den Beginn eines Han-
dels oder einer Dienstleistung gemeldet hat, 
kann es noch im selben Quartal mit der Nutzung 
des OSS-Systems beginnen. Der Antrag auf Re-
gistrierung sollte bis zum 10. Tag des Monats 
eingereicht werden. Wenn der Handel im Vormo-
nat begonnen hat, kann das Unternehmen die 
OSS nutzen, um die Verkäufe des Vormonats an 
die EU zu melden. Wenn der Handel in diesem 
Monat begonnen hat, wird die OSS-Anwendung 
ab dem angegebenen Datum zur Verfügung ste-
hen; 

– Die Registrierung eines IOSS kann nicht rückwir-
kend erfolgen, so dass das Datum der Entschei-
dung zur Registrierung als Datum des Beginns 
der Nutzung des Einfuhrsystems gilt. 

 
Steuerzeiträume und Fristen für die Umsatzsteu-
ererklärung: 
 
– Der Zeitraum für die Umsatzsteuererklärungen 

für die EU-Regelung und die Nicht-EU-Regelung 
ist das Kalenderquartal. Das Fälligkeitsdatum ist 
der letzte Tag des Monats, der auf den Steuer-
zeitraum folgt, d. h. für das erste Quartal muss 
die Erklärung bis zum 30. April eingereicht wer-
den; 

– Der Steuerzeitraum für die Umsatzsteuererklä-
rung im Rahmen der Einfuhrregelung beträgt ei-
nen Monat. Die Frist für die Einreichung ist der 
letzte Tag des Monats, der auf den Steuerzeit-
raum folgt, d.h. für den Monat Januar muss die 
Erklärung bis zum 28. (29.) Februar eingereicht 
werden. 

 
Zahlung der Umsatzsteuer und Rückzahlung von 
Überzahlungen – Termine und Verfahren: 
 
– Die berechnete Umsatzsteuer muss spätestens 

am letzten Tag des Monats, der auf den Steuer-
zeitraum folgt, in Euro auf das im OSS-System 
angegebene Sonderkonto des Steueramtes 
überwiesen werden; 

– Bei der Zahlung der Umsatzsteuer muss die 
Identifikationsnummer angegeben werden, die 
der Erklärung im OSS-System zugewiesen 
wurde; 

– Die sich daraus ergebende Umsatzsteuererstat-
tung wird spätestens am 20. Tag des Monats, der 
auf den Monat des Zahlungseingangs folgt, auf 
dem bei der Registrierung angegebenen Bank-
konto gutgeschrieben. 

 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

  

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/c6363963d41b11eb9787d6479a2b2829?positionInSearchResults=5&searchModelUUID=0c6dc70c-6fd1-4bd7-b9a0-9e7f01de7d47
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/f3f25cb0254911ec99bbc1b08701c7f8?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=b339e9c3-9a4a-43a2-afed-16b4d0d9468b
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 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Weitere Steuernachrichten 
 
Gehaltszahlungen an Arbeitnehmer erfolgen ab 
2022 nur noch auf Bankkonten  

Der Seimas hat zugestimmt, dass alle Zahlungen 
an Arbeitnehmer, bei denen der gezahlte Betrag im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis steht, 
nur durch Überweisung auf das Bankkonto der be-
treffenden Person erfolgen können. Darunter fal-
len Zahlungen wie Löhne, Tagegelder, Erstattung 
von Dienstreisekosten, Fahrkostenzuschüsse oder 
andere Vergütungen, die der Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer zahlt. Dies gilt für alle Arbeitgeber - 
Unternehmen und Selbstständige.  

Beträge, die zur Erstattung der Kosten 
von rechenschaftspflichtigen Personen für den 
Kauf von Waren oder Dienstleistungen für das 
Unternehmen erhalten werden, gelten jedoch nicht 
als Einkommen oder arbeitsbezogene Leistungen 
für den Arbeitnehmer, so dass die Anforderung für 
Sachleistungen in solchen Fällen nicht anwendbar 
sein kann. 

 

 
 

Bargeld wird auch weiterhin verwendet werden, 
um Personen für zivilrechtliche Kauf-, Miet- oder 
Dienstleistungsverträge in bar zu bezahlen. Die 
gleichen Bedingungen gelten, wenn ein Unter-
nehmen diese Verträge mit seinen Mitarbeitern 
abschließt. 

Es ist zu beachten, dass Zahlungen für 
vergangene Zeiträume (z. B. Löhne für Dezember 
2021) ab dem 1. Januar 2022 nicht mehr bar ausge-
zahlt werden dürfen, mit Ausnahme der Löhne für 
Seeleute gemäß dem Gesetz über die Handels-
schifffahrt. 

Den Gesetzestext finden Sie hier. 
 
 

Veröffentlichung der Regeln für die Verrechnung 
von Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen und 
Rückständen 

Die gemeinsame Regelung des Steueramtes (im 
Folgenden: StA) und der staatlichen Sozialversi-
cherung (Sodra) wurde veröffentlicht. Sie ist am 
30. Januar 2021 in Kraft getreten und regelt das 
Verfahren für die Verrechnung von Steuern 
zwischen StA und Sodra. 

Änderungen des Steuerverwaltungs-, 
Sozialversicherungs- und Krankenversicherungs-
gesetzes, die 2021 in Kraft getreten sind, ermögli-
chen die Verrechnung von Rückständen und Über-
zahlungen bei einigen Steuern und Beiträgen. Die 
Gesetzgebung sieht vor, dass jede Steuerverwal-
tung (StA und Sodra) zunächst die von ihr verwal-
teten Steuern und sonstigen Abgaben verrechnet, 
und erst dann kann eine Überzahlung mit der nicht 
gezahlten Summe einer anderen Steuer verrechnet 
werden. 

Sie sieht außerdem vor, dass ein Aus-
gleich in folgenden Fällen erfolgen kann: 

 
– Wenn das StA oder die Sodra die Beitreibung 

von Steuerschulden einer juristischen oder na-
türlichen Person veranlasst. 

– Wenn eine juristische oder natürliche Person 
beim StA oder bei der Sodra beantragt, die Über-
zahlung zum Ausgleich von Steuerrückständen 
für andere verwaltete Steuern zu verwenden. Ein 
solcher Antrag ist an den Verwalter zu richten, 
bei dem die Überzahlung entstanden ist, und 
muss innerhalb von 30 Tagen bearbeitet werden. 

– Die Steuergutschrift wird auch automatisch vor-
genommen, wenn der Steuerpflichtige eine Er-
stattung der Überzahlung beantragt. Die nicht 
an die andere Steuerverwaltung gezahlten Be-
träge werden gutgeschrieben, bevor die Über-
zahlung zurückgezahlt wird.  

 
Der Originaltext des Gesetzes ist  hier zu finden. 

Ab 2022 höhere Verbrauchsteuern auf Tabakwa-
ren und Alkohol 

Der Seimas hat beschlossen, dass die 
Verbrauchsteuern auf Bier, Wein, Ethylalkohol, Zi-
garetten, Zigarren und Zigarillos, Rauchtabak, 
Heiztabak, unbehandelten Tabak und Flüssigkei-
ten für E-Zigaretten ab dem 1. Januar 2022 steigen 
werden. Diese Verbrauchsteuern werden in den 
Jahren 2023 und 2024 weiter erhöht.  

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/64e8a452d8cf11eb866fe2e083228059?positionInSearchResults=2&searchModelUUID=d13316bc-45cd-4bb2-9d84-1b2a4e2b9af4
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/45a1d680627211eb9954cfa9b9131808?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=fa74bf6d-2b89-4718-b6ff-08dfd59e5657
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Die Gesetzesänderungen sehen jedoch auch einen 
um 50 Prozent niedrigeren Verbrauchsteuersatz 
für kleine Brauereien vor, die nicht mehr als 
80.000 Hektoliter Bier pro Jahr herstellen; dieser 
Satz wird auf 10.000 Hektoliter verkauftes Bier pro 
Jahr angewendet. 
 

Gruppen von 
alkoholischen 

Getränken 

Verbrauchsteuersatz 

2021 2022 2023  2024  

Wein u. a.  
gegorene Ge-
tränke bis zu 
einem Alko-

holgehalt von 
8,5 % vol. 

65,46 78 93 109 

Wein u. a. ge-
gorene Ge-

tränke mit ei-
nem Alkohol-

gehalt von 
mehr als 8,5 

%  vol. 

164,67 181 199 219 

Zwischen-
produkte mit 
einem Alko-

holgehalt von 
bis zu 15 % 

vol. 

185,82 200 216 234 

Zwischen-
produkte mit 
einem Alko-

holgehalt von 
mehr als 15 % 

vol. 

264,52 285 308 333 

Ethylalkohol 
100 % 

2 025 2 163 2 310 2 467 

Bier 1 % 7,11 7,82 8,6 9,46 

 

Zigaretten 

Verbrauchsteuersatz 

2021  2022  2023  2024  

Mindest-Ver-
brauchsteuer-
satz EUR/1000 

Stck. 

115,5 122,5 130 138 

Spezifisches Ele-
ment der Ver-
brauchsteuer 

EUR/1.000 Stck. 

69,4 74,3 79,6 85,3 

Wertelement des 
Verbrauchsteuer-

satzes, % 
25% 25% 25% 25% 

 

Gruppen von 
Tabakerzeug-

nissen und 
deren alter-
nativen Pro-

dukten 

Verbrauchsteuersatz 

2021  2022  2023  2024  

Zigarren und 
Zigarillos, 
EUR/kg 

55 66 79 95 

Rauchtabak, 
Rohtabak, 

EUR/kg 
90 97 104,6 112,8 

Heiztabak-
Produkte, 
EUR/kg 

113,2 45,6 60,2 79,5 

Flüssigkeit 
für elektroni-
sche Zigaret-
ten, EUR/ml 

0,12 0,15 0,19 0,25 

 
Der Originaltext der Änderung kann hier abgerufen 
werden.  

Änderungen der Vorschriften für die steuerliche 
Außenprüfung 

Am 1. Dezember 2021 wird eine StA-Verordnung in 
Kraft treten, die geänderte Regeln für steuerliche 
Außenprüfung einführen wird. Dies neuen Vor-
schriften sehen zwei Formen der Außenprüfungen 
vor: 
 
– Überwachung der Tätigkeit des Steuerpflichti-

gen; 
– Kontrolle der Tätigkeiten des Steuerpflichtigen. 
 
1. Überwachung der Tätigkeit. 
 
Analyse und/oder Bewertung der Daten und/oder 
Unterlagen im Bereich der Steuerveranlagung, -er-
klärung und -zahlung, die zum Steuerpflichtigen 
verfügbar sind und/oder von ihm selbst gesammelt 
und bereitgestellt wurden. 

Die Überwachung der Tätigkeit erfolgt 
ohne gesonderten Auftrag, durch das Personal des 
StA im Rahmen seiner direkten Aufgaben und 
ohne Unterrichtung des Steuerpflichtigen, es sei 
denn, es werden zusätzliche Daten angefordert. In 
diesem Fall kann das StA den Steuerpflichtigen te-
lefonisch, per E-Mail, schriftlich oder über das 
Portal „Mano VMI“ kontaktieren und den Zweck 
der Überwachung der Tätigkeit mitteilen. 

 

https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/75254bc0df2311eb9f09e7df20500045
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Darüber hinaus kann das StA Daten aus beliebigen 
Quellen sammeln und nach der Überwachung und 
Feststellung von Mängeln und/oder Wider-
sprüchen Anweisungen erteilen: 

 
– Erklärungen, Konten, Berichte und andere 

Dokumente zu überprüfen/vorzulegen; 
– Steuern zu zahlen; 
– Sonstiges. 
 
Werden die in den Steuererklärungen und/oder 
anderen Unterlagen des Steuerpflichtigen festge-
stellten Mängel und/oder Widersprüche nicht be-
hoben, so ist dies ein Grund für die Einleitung einer 
Betriebsprüfung oder anderer Vollstreckungsmaß-
nahmen. 
 
2. Kontrolle der Tätigkeiten 
 
Kontrolle der wirtschaftlichen und finanziellen Tä-
tigkeiten des Steuerpflichtigen, die auf die Erzie-
lung und/oder den Erhalt von Einkünften oder an-
deren wirtschaftlichen Vorteilen abzielen, ein-
schließlich Besuche bei den Steuerpflichtigen, um 
festzustellen, ob der Steuerpflichtige die Anforde-
rungen des Steuerrechts in den Bereichen Steuer-
veranlagung, -erklärung und -zahlung erfüllt. 

Die Kontrolle der Tätigkeit wird forma-
lisierter sein und mit der Anordnung einer Steuer-
prüfung (FR0688) beginnen. Nach Erteilung des 
Auftrags muss das StA den Steuerpflichtigen min-
destens 5 Kalendertage vor Beginn der Steuerprü-
fung über die geplante Steuerprüfung informieren. 
Verlangt die StA jedoch nicht die Vorlage von Un-
terlagen oder Daten, die für die Prüfung erforder-
lich sind, so darf der Steuerpflichtige nicht über 
die Steuerprüfung informiert werden. Der Steuer-
pflichtige kann schriftlich, per Post oder über das 
Portal „Mano VMI“ über die geplante Prüfung in-
formiert werden. 

Die Kontrollen können auch einen Be-
such beim Steuerpflichtigen umfassen. Bei dem 
Besuch eines Steuerpflichtigen ist der beauftragte 

Bedienstete des StA berechtigt, Gegenstände, 
Muster und Proben von Waren oder Erzeugnissen, 
Buchführungsdaten, Originaldokumente, Kopien 
oder Auszüge aus diesen Dokumenten mitzuneh-
men und zu kennzeichnen, um eine Fälschung zu 
verhindern. Darüber hinaus ist der Mitarbeiter des 
StA berechtigt, Erklärungen und andere Unterla-
gen über das Vermögen, die Erwerbsquellen, die 
Einkünfte, die Ausgaben, die Tätigkeiten sowie Er-
klärungen zu anderen Umständen zu verlangen.  

Nach der Durchführung der Kontrolle 
der Betriebsabläufe muss der Mitarbeiter des 
Steueramtes den Prüfbericht (FR0687) ausfüllen, 
in dem die Maßnahmen zur Beseitigung der Män-
gel aufgeführt sind.  

Wichtig ist auch, dass die Vorschriften 
die Dauer und die Aussetzung der Steuerprüfung 
nicht reglementieren.  

In beiden Fällen kann bei Nichteinhal-
tung der Anweisungen des Steueramts eine Steu-
erprüfung oder eine andere Maßnahme zur Durch-
setzung der Verpflichtungen eingeleitet werden. 

Das Original des Gesetzes finden Sie 
hier. 

 

 

Änderung der Vorschriften für die Durchführung 
von unverzüglichen Steuerprüfungen 

Am 13. Februar 2021 traten die Regeln für die 
Durchführung der  unverzüglichen Steuerprüfun-
gen in Kraft. Hier die wichtigsten Änderungen:  
 
– Die Anzahl der Mitarbeiter, die für die Durchfüh-

rung einer Steuerprüfungen eingesetzt werden, 
wird nicht angegeben. 

– Verweigerung der erneuten Zustellung einer Vor-
ladung an einen Steuerpflichtigen, der nicht 
fristgerecht zur Erstellung eines Ordnungswid-
rigkeitsprotokolls erschein. In diesem Fall hat 
das StA das Recht, die Polizei einzuschalten, die 
die verantwortliche Person zum StA bringen 
kann, um ein Protokoll über die Ordnungswidrig-
keit zu fertigen. 

– Der mit der Durchführung der Betriebsprüfung 
beauftragte Mitarbeiter des StA übergibt die mit 

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/5b265cc009c911ecb4af84e751d2e0c9?jfwid=-qv8w2r541


NEWSLETTER LITAUEN 
 NOVEMBER 2021 

12 

der Betriebsprüfung zusammenhängenden Pa-
pierdokumente spätestens 30 Tage nach Ab-
schluss der Außenprüfung an die Aufbewah-
rungsstelle, in der die Akten des Steuerpflichti-
gen aufbewahrt werden. 

 
Das Original des Gesetzes finden Sie hier. 
 

 

Änderungen der Intrastat-Ausfüllvorschriften und 
Meldeformulare ab 2022 

Die am 30. Juli 2021 verabschiedete Verordnung 
der Generaldirektoren des litauischen Statistik-
amtes und des Zollamtes legt neue Regeln für das 
Ausfüllen, die Einreichung und die Annahme der 
statistischen Intrastat-Meldungen fest und 
genehmigt die neuen Meldeformulare UPS-01 für 
ausgehende und UPS-02 für eingehende Mel-
dungen.  

Die wichtigsten Änderungen: 
 

1. Es ist vorgesehen, dass Waren in einer einzigen 
Zeile des UPS-01-Berichts angemeldet werden 
können, wenn: 
 
– identische Waren versandt werden; 
– sie werden mit demselben 8-stelligen Code der 

Kombinierten Nomenklatur codiert; 
– die Waren aus demselben Bezirk, im Rahmen 

desselben Geschäfts, unter denselben Lieferbe-
dingungen und mit derselben Beförderungsart in 
dasselbe Empfängerland versandt worden sind; 

– Waren desselben Ursprungslandes (neue Bedin-
gung); 

– Waren für denselben Partner (neue Bedingung). 
 
2. In Feld 8b des UPS-01-Berichts über den Aus-
landsversand ist der „Partner Identification Code” 
anzugeben, d. h. der Identifikationscode, der dem 
Partner des Wirtschaftsbeteiligten im Bestim-
mungsland zugewiesen wurde. Es sind die alpha-
numerischen und numerischen Teile des MwSt-
Codes angegeben. Wenn der Empfänger der Waren 
im Empfängerland nicht für die MwSt. registriert 

ist oder der MwSt.-Code nicht bekannt ist, geben 
Sie die Kennziffer QV99999999999999 ein (neue 
Bedingung). 
 
3. Es wurde festgelegt, dass in den Berichten UPS-
01 und UPS-02 Spalten wie die folgenden nicht 
ausgefüllt werden müssen: 
 
– Datum der Fertigstellung;  
– Fax-Nr.;  
– Kurze Beschreibung des Produkts; 
– Summe aller Rechnungswerte. 
 
Die neuen Regeln sind hier zu finden. 

DAC 7 angenommen und DAC 8 derzeit geprüft 

Am 22. März 2021 verabschiedete das Europäische 
Parlament (EP) DAC7, das neue Regeln für die Be-
richterstattung über digitale Plattformen festlegt, 
mit Änderungen, die ab dem 1. Januar 2023 in Kraft 
treten werden.  

Ebenfalls am 10. März dieses Jahres er-
öffnete das EP eine öffentliche Debatte über 
DAC8, das neue Verpflichtungen für E-Geld und 
Kryptowährungen einführen würde.  

Dem EP zufolge besteht das Hauptziel 
von DAC7 und DAC8 darin, eine bessere Steuer-
transparenz und Kooperationsmechanismen in der 
digitalen Wirtschaft zu fördern. 
 
1. DAC7: 
Die Betreiber digitaler Plattformen mit Anschluss-
möglichkeiten in der EU müssen bestimmte Ver-
käufer identifizieren und über die Informationen 
berichten, die die Verkäufer aus bestimmten rele-
vanten Aktivitäten erhalten. Die Informationen 
müssen der Steuerbehörde des betreffenden Mit-
gliedstaates bis spätestens 31. Januar des folgen-
den Kalenderjahres übermittelt werden, d.h. für 
2023 ist die Meldefrist der 31. Januar 2024. 
 
2. DAC 8: 
Die Bestätigung von DAC8 würde darauf abzielen, 
die ordnungsgemäße Besteuerung von Einkünften 
aus Anlagen in Kryptowährungen und E-Geld zu 
gewährleisten. Ziel der laufenden Diskussionen 
des EP ist es, Beiträge der Interessengruppen zur 
Verwendung von E-Geld und Kryptowährungen zu 
sammeln und Informationen über mögliche Mel-
demechanismen zu erhalten. Es ist vorgesehen, 
dass in Zukunft die Bestimmungen von DAC8 
übernommen werden und Kryptowährungs- und E-
Geld-Vertreiber und -Vermittler ähnlichen Melde-
pflichten unterliegen werden wie die Betreiber di-
gitaler Plattformen (DAC7). 

Die DAC7-Richtlinie finden Sie hier, 
Informationen über den DAC8 hier und hier.

https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/90f3d2406d0e11eb9601893677bfd7d8
https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/05697cc0f10211eb9f09e7df20500045
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN-LT/TXT/?from=EN&uri=CELEX%3A32021L0514
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12632-Tax-fraud-evasion-strengthening-rules-on-administrative-cooperation-and-expanding-the-exchange-of-information/public-consultation_en
https://ec.europa.eu/taxation_customs/system/files/2021-01/note_on_dac8_for_platform_meeting_11_january_2021.pdf
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Kontakte für weitere Informationen: 

 
 

Nora Vitkūnienė 
Assoziierter Partner 
Leiterin der Steuerabteilung 
Tel. +370 5 212 3590 
nora.vitkuniene@roedl.com  
  

 

Mantas Mališauskas  
Leiter der Abteilung Interne 
Steuern 
Tel. +370 5 212 3590 
mantas.malisauskas@roedl.com  

 
 
Folgen Sie weiteren Neuigkeiten auf unserem 
LinkedIn-Profil.  
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